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Ebenso wie viele andere Länder im asi-
atisch-pazifischen Raum hat auch Thai-
land seit über einhundert Jahren aktiv 
und passiv an der Ausdehnung weltge-
sellschaftlicher Modelle sozialer Organi-
sation teilgenommen. Dies hat die sozi-
ale Formation des Landes grundlegend 
verändert, jedoch nicht in der Weise, 
dass die hierarchische Gesellschaftsord-
nung mit dem König an der Spitze ein-
fach durch funktionale Differenzierung 
ersetzt worden wäre. Vielmehr hat sich 

die Transformation in einem lang andau-
ernden – und noch anhaltenden – Pro-
zess der lokalen Adaption struktureller 
(einschließlich kultureller) Ressourcen 
der Weltgesellschaft vollzogen. Davon 
waren alle gesellschaftlichen Bereiche 
betroffen: Recht, Medizin, Bildung, Wis-
senschaft, Wirtschaft, Kunst, Massen-
medien, und eben auch das politische 
System (Nelson 2004). 

Entsprechend finden wir in Thailand 
keine nach weltgesellschaftlichen Vor-
gaben sozialstrukturell homogenisierten 
Teilsysteme, sondern durch „Glokalisie-
rung“ hervorgebrachte hybride Sozial-
formationen, die den Ausgangsmodellen 
in vielerlei Hinsicht ähneln. 

Demokratie
Demokratie ist die weltgesellschaftlich 
geförderte Form eines funktional diffe-
renzierten politischen Systems auf  der 

Thailands hybride Demokratie  
Hintergründe der politischen Krise in Thailand

Während Thailands Demokratie mit der Reifung ihrer Institutionen kämpft, will sich die überkommene 
hierarchische Gesellschaftsordnung nicht geschlagen geben

Michael H. Nelson
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Ebene des Nationalstaates (ungeachtet 
des Umstandes, dass Demokratisierung 
seit einiger Zeit auch für supranationale 
Strukturen gefordert wird). Dement-
sprechend wurde viel Aufwand getrie-
ben, um Demokratie zu definieren, Fak-
toren zu bestimmen, die Transition und 
Konsolidierung fördern, Typologien 
von Demokratievarianten aufzustellen, 
die im Verlauf  der Adoption des Mo-
dells in verschiedenen gesellschaftlich-
politischen Zusammenhängen auftreten, 
Vorschläge für passende institutionelle 
Formen zu entwickeln, sowie Indikato-
ren aufzustellen, die in der Lage wären, 
die Qualität von Demokratie in Ländern 
zu „messen,“ die beanspruchen, sie ver-
wirklicht zu haben.

Thailand fällt dabei zumeist in die Ka-
tegorie der nicht-konsolidierten Demo-
kratie, die stets in Gefahr ist zusammen-
zubrechen (Case 2007) oder zu scheitern 
(Croissant 2008). Die turbulenten Er-
eignisse seit Ende 2005 zeugen davon, 
dass sich die thailändische Demokratie 
noch in der Verhandlungsphase befin-
det. Man sollte dies jedoch nicht teleolo-
gisch verstehen, also als ob der Prozess 
zwangsläufig auf  die Einrichtung einer 
idealtypischen Demokratie hinausliefe. 
„Glokalisierung“ deutet eher auf  das 
Entstehen eines relativ stabilen hybriden 
Systems hin, weshalb Carothers (2002) 
vorgeschlagen hatte, das Transitionsmo-
dell mit großer Vorsicht, und die politi-
sche Realität in demokratisierenden Län-
dern mit Sensibilität zu behandeln.

Im folgenden werde ich drei struktu-
relle und drei ideologische Merkmale be-
schreiben, die zu einer Einschätzung des 
Entwicklungsstandes thailändischer De-
mokratie beitragen können.

Strukturelle Merkmale
Erstens kann man fragen, inwieweit 
kollektiv bindende Entscheidungen 
von gewählten Amtsinhabern getrof-
fen werden. Offenkundig befindet sich 
die Sicherheitspolitik – wie der vorerst 
letzte Militärputsch im September 2006 
gezeigt hat – weitestgehend außerhalb 
demokratischer Legitimität. Darüber hi-
naus verfolgen die Ministerialbürokraten 
durchaus ihre eigenen politischen Pro-
gramme. Oft präsidieren Minister mehr 
über ihre Ministerien, statt sie zu leiten 
(die bürokratische Vorformung politi-
scher Entscheidungen ist auch in west-
lichen Demokratien ein erhebliches Pro-
blem). Politiker sind ein relativ neues 

Phänomen auf  der thailändischen poli-
tischen Szene, und viele Bürokraten und 
Technokraten können nicht erkennen, 
warum ihre Existenz einen Fortschritt 
gegenüber autoritären Zeiten darstellen 
soll.

Die Verfassung aus dem Jahr 2007 
enthält ein langes Kapitel über „Direc-
tive principles of  fundamental state po-
licies.“ Dies gab es bereits in der Verfas-
sung des Jahres 1997. Allerdings hatte es 
dort nur Leitlinienfunktion, während die 
neueste Variante jede gewählte Regie-
rung zwingt, diese Policies umzusetzen. 
Im Grunde werden Regierungen auf  ge-
wählte Implementeure zurückgestutzt. 
Sie müssen die politische Agenda einer 
von den Militärputschisten eingesetz-
ten und daher demokratisch illegitimen 
Gruppe von Akademikern und Bürokra-
ten umsetzen. Offenkundig widerspricht 
dieser Tatbestand der demokratischen 
Kernbestimmung des Artikels 3 dersel-
ben Verfassung, der unmissverständlich 
festlegt: „The sovereign power belongs 
to the Thai people.“

Zweitens hat die politische Ordnung 
Thailands bisher kaum national wirk-
same Kategorien politischen Wettbe-
werbs entwickelt, wie wir sie mit CDU, 
SPD, FDP usw. kennen.  Das politische 
System Thailands ist vielmehr „highly 
localized and territorialized” (Caramani 
2004), sofern es sich nicht um die Bü-
rokratie und zum guten Teil um die Öf-
fentlichkeit handelt. Politische Parteien 
sind also sehr wenig institutionalisiert. 
Sie verbleiben im wesentlichen auf  der 
Stufe exklusiver Clubs lokaler Honora-
tioren und ihrer supra-provinziellen in-
formellen Machtgruppen. Dies wirkt 
sich sehr negativ auf  die politische und 
administrative Kompetenz aus, die von 
Politikern auf  der nationalen Ebene er-
wartet werden sollte (allerdings ist Kom-
petenzmangel ein allgemeines Problem 
in Thailand und keineswegs auf  Politi-
ker beschränkt). Daher konnten die von 
funktionaler Differenzierung erwarteten 
Leistungsvorteile des politischen Sys-
tems bisher nicht realisiert werden. Es 
ist wenig überraschend, dass diese Si-
tuation in manchen Kreisen den Wert 
von Freiheit und Demokratie (jedenfalls 
der in Thailand gegebenen Variante) als 
Grundorientierungen des politischen 
Systems erheblich geschwächt haben. 
Aus dieser Warte erscheinen Hierarchie 
und Management, oder Mischformen, 
als überlegenswerte Optionen.

Drittens ist den Bürgern zwar erlaubt, 
ihre Stimmen in Wahlen abzugeben (per 
Wahlpflicht), aber das politische System 
stellt kaum inklusive formale Mechanis-
men politischer Rekrutierung zur Verfü-
gung, die es an aktiver politischer Teil-
nahme interessierten Bürgern erlauben 
würde, Zugang zu Entscheidungsstruk-
turen zu erlangen. Wie in vielen ähnli-
chen Systemen beobachten wir daher 
auch in Thailand eine tiefe Kluft zwi-
schen der politischen Elite und den Bür-
gern.

In den Provinzen Thailands sind die 
politischen Strukturen im wesentli-
chen informell und unsichtbar. Politik 
ist dort nicht Ausdruck demokratischer 
öffentlicher Angelegenheiten, sondern 
sie wird von ihren wichtigen Akteuren 
eher als bloße Erweiterung ihrer Fa-
milien oder „clans“ (trakun) und ihrer 
Freundschafts- und Interessennetzwerke 
(phuak) betrachtet. Diese Sachlage wi-
derspricht offenbar dem Grundsatz glei-
cher demokratischer Staatsbürgerrechte, 
das heißt politischer Inklusion. Anstatt 
sich auf  die Existenz generalisierter, ab-
strakter und formal institutionalisierter 
Zugänge verlassen zu können, bleibt an 
politischer Teilnahme interessierten Bür-
gern meist nur die Möglichkeit (außer 
Engagement in zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und begrenzten Mög-
lichkeiten in manchen lokalen Gruppen 
der Demokratischen Partei), nicht-ins-
titutionalisierte, persönliche, und nicht-
ideologische Beziehungen mit individu-
ellen Politikern aufzubauen.

Daher ist das Wahlverhalten zumeist 
(mit teilweiser Ausnahme der Stimmen 
für die Parteilisten sowie in Bangkok) lo-
kal bestimmt. Prozesse nationaler politi-
scher Integration, die zu einer relativen 
Vereinheitlichung des Wahlverhaltens 
führen würden, bleiben eine Aufgabe 
für die Zukunft. Offenkundig muss sich 
die hier skizzierte Sachlage negativ auf  
die politische Sozialisation in Familien 
und Schulen auswirken. Kinder lernen, 
dass sie nichts mit Politik zu tun haben. 
Hinzu kommt, dass Politik außerhalb 
Bangkoks gelegentlich rustikale Formen 
annimmt. Viele lokale Politiker mit ihren 
Geschäftsinteressen haben es nicht gern, 
wenn Bürger oder Journalisten (wenn 
diese nicht selbst Teil lokaler politischer 
phuak sind) ihre Nasen in Angelegen-
heiten stecken „die sie nichts angehen“ 
(allem Reden über Good Governance, 
Transparenz und Accountability zum 
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Trotz). Im Zweifelsfall erledigt einer der 
vielen freiberuflichen Auftragsmörder 
das „Problem.“

Ideologische Merkmale
Aus Sicht des monarchistischen Estab-
lishments, das sowohl die alte hierarchi-
sche Natur der thailändischen Politik bis 
1932 als auch die folgenden langen Pe-
rioden militärisch-bürokratischer Dikta-
turen widerspiegelt, sind die vorstehen-
den drei Punkte unproblematisch. Sie 
bestätigen eher ihre Auffassung, dass die 
gegenwärtige Form von Demokratie – 
einschließlich des von ihnen angenom-
menen Kompetenzmangels auf  Seiten 
der Politiker und Wähler – den „Interes-
sen des Landes“ nicht dient, weshalb es 
mehr paternalistische Elitenherrschaft 
braucht, nicht weniger. Die folgenden 
drei Punkte betreffen die Ideologien, die 
vom Establishment in den vergangenen 
Jahrzehnten produziert wurden und auf  
denen ihr Anspruch auf  fortgesetzte au-
ßerdemokratische Herrschaftsbeteili-
gung beruht. Im thailändischen Kontext 
kann das Ansprechen dieser Punkte zu 
heftigen Abwehrreaktionen führen und 
gelegentlich zu Anklagen wegen Majes-
tätsbeleidigung (Nelson 2009).

Erstens sind die Monarchie und die 
Handlungen von Mitgliedern der könig-
lichen Familie strikt von jeder öffentli-
chen Debatte durch den Souverän des 
politischen Systems – dem Volk – aus-
genommen, selbst wenn solche Hand-
lungen und die Monarchie als Institution 
politisch hochsignifikant sind. Sicherlich 
sollten Bürger in einer liberalen Demo-
kratie ein legitimes Recht der Meinungs-

äußerung haben und nicht gezwungen 
sein, der offiziell propagierten Ideolo-
gie zu folgen. Die aus Sicht der Eliten 
überragende Bedeutung der Monarchie 
kommt in dem folgenden Zitat aus ei-
ner offiziellen Biographie König Bhu-
miphols zum Ausdruck, die 1971 veröf-
fentlicht wurde (Office of  His Majesty’s 
Private Secretariat 1971).

The King and the People become 
one. The Throne and the Nation be-
come one, and a profound meaning 
is thus given to the Thai Throne. It 
becomes the personification of the 
Thai nationhood, the symbol of the 
Nation’s unity and independence, 
the invariable constant above the in-
constancies of politics, indeed, as it 
is written to be, the repository of the 
sacred trust of the whole nation.

Diese Situation führt dazu, das eine 
zentrale Komponente thailändischer 
Politik normalerweise nicht in politi-
sche Analysen einbezogen werden darf  
(Thongchai 2008). Die gegenwärtige, 
von der Demokratischen Partei ge-
führte, konservative Koalitionsregierung 
gibt wenig Anlass zur Hoffnung auf  ei-
nen eher liberal-demokratischen Ansatz. 
Schon ihre Regierungserklärung vor dem 
Parlament insistierte, dass die Monarchie 
das „emotionale Zentrum der thailän-
dischen Nation“ sei und versprach alle 
Maßnahmen zu ihrem Schutz zu ergrei-
fen (Matichon, 25. Dezember 2008). Der 
Justizminister verteidigte die Einschrän-
kung der Meinungsfreiheit mit den Wor-
ten: „In Thailand ist die Monarchie nicht 
nur eine symbolische Institution. Sie ist 
der Grundpfeiler nationaler Sicherheit. 

Jede Beeinträchtigung der Monarchie 
muss als Bedrohung der nationalen Si-
cherheit behandelt werden“ (Reuters, 17. 
Januar 2009).

Vor diesem Hintergrund gewinnt die 
Handhabung von Fällen der Majestäts-
beleidung besondere Bedeutung (Nel-
son 2009). Im April wurde ein Mann zu 
10 Jahren Gefängnis verurteilt, weil er 
„beleidigende“ Fotos von Mitgliedern 
der Königsfamilie ins Netz gestellt hatte.
Schon vorher hatte Grant Evans (Bang-
kok Post, 13. Februar 2009) zu dieser 
Problematik angemerkt:

Instead of purifying the monarchy 
it [the political use of the lèse majesté 
law] pollutes it with everyday poli-
tics. With each charge of lese majeste 
people are being asked to chose bet-
ween monarchy and democracy and 
ultimately this will work against the 
former’s stature. … vigilante monar-
chists seem to be the main threat to 
the monarchy’s longevity.

Zweitens sieht die offizielle Staats-
ideologie “Nation, Religion, Königtum” 
die Thais nicht als selbstbewusste Staats-
bürger, sondern in paternalistischer Tra-
dition als konforme Untertanen. Dieser 
Sichtweise folgend hängt die Existenz 
des Staates nicht von der demokrati-
schen Kompetenz seiner Bürger ab, son-
dern vom Funktionieren dieser drei „In-
stitutionen.“ Die Rolle der Bürger ist es, 
sich diesem Modell unkritisch unterzu-
ordnen. Somphon ([2008]) beschreibt 
dies so:

The national identity that is at the 
core of national security means the 
institutions of nation, religion, and 
monarchy. In the promotion of nati-
onal identity, every person and every 
sector must have loyalty to all three 
institutions and join hands in promo-
ting the security of these three insti-
tutions.

„Nation“ wird hier als eine abstrakte 
Einheit betrachtet, die ihre eigenen und 
übergeordneten Interessen hat – festge-
legt von der soziokulturellen Elite des 
Landes. Sie wird als solche aktiv von al-
len staatlichen Organisationen (Behör-
den, Kommunalverwaltungen, Schulen) 
propagiert (Connors 2007). Normaler-
weise findet man solche Bemühungen 
einer ideologischen Unterwerfung von 
Bürgern nur in autoritären Regimen. 
Demokratien sollten nationale Zweck-
setzungen eher als in pluralistischen 
Diskursen gleicher Bürger hergestell- A

lle
 F

o
to

s:
 M

ic
h

a
el

 H
. 
N

el
so

n

Besetzung des Regierungssitzes durch die 'Gelbhemden'



Pacific News Nr. 32 • Juli/August 2009 7

ten, zeitlich begrenzten und dauernder 
Debatte unterworfenen Mehrheitswillen 
auffassen. Es ist bemerkenswert, dass 
die Verfassung, immerhin die Legitimi-
tätsgrundlage jeder Staatshandlung in 
einer Demokratie, in dieser „Dreifaltig-
keit“ nicht enthalten ist. Versuche, sie zu 
einer „Vierfaltigkeit“ durch Einschluss 
der Verfassung zu erweitern, waren nicht 
von Erfolg gekrönt.

Drittens ist der seit der Beseitigung 
der absoluten Monarchie im Jahr 1932 
bestehende latente Konflikt zwischen 
Monarchie und Demokratie ungelöst. 
Nachdem Pridi Banomyong, der zivile 
Kopf  der Revolutionäre, nach einem 
letzten Versuch im Jahr 1949, die Mili-
tärs von der Macht zu verdrängen, ins 
dauerhafte Exil gehen musste, ging das 
politische Potential einer eher bürgero-
rientierten Konzeption von Demokratie 
verloren. Das paternalistische Establish-
ment versuchte in der Folge, die Demo-
kratie als von König Prajadhipok huld-
voll dem thailändischen Volk gewährte 
Regierungsform darzustellen. Als im 
Jahr 1946 die älteste politische Partei 
Thailands, die Demokraten, gegründet 
wurde, so war dies gedacht als eine roy-
alistisch-aristokratische Bastion zur Ver-
teidigung monarchistischer Werte gegen 
die schwach entwickelten Bestrebungen 
bürgerschaftlicher Politik.

Die Proteste der „Rothemden“ 
gegen die Regierung
Während der Proteste der gelbe Hemden 
tragenden „People’s Alliance for Demo-
cracy“ (PAD), die sich stark monarchisti-
scher Symbolik bediente (Nelson 2007), 
und in deren zweiter Runde unter ande-
rem im November 2008 die Flughäfen 
in Bangkok besetzt wurden, stellte sich 
die Demokratische Partei auf  die Seite 
der PAD. Politische Kräfte, gegründet 
als Reaktion auf  den Militärputsch vom 
September 2006, die sich unter anderem 
gegen die Instrumentalisierung der Mo-
narchie wandten, stellten sich sowohl ge-
gen die PAD als auch gegen die Demo-
kraten. Sie drückten ihre Position durch 
das Tragen roter Hemden aus, in Ab-
grenzung von den royalistischen gelben 
Hemden der PAD. Anfang April 2009 
kamen in Bangkok mehr als 100.000 
„rote“ Demonstranten der United Front 

for Democracy against Dictatorship 
(UDD) zusammen, meist aus den Pro-
vinzen angereist, um gegen „Bürokratie“ 
(die paternalistische Ordnung) und für 
„Demokratie“ (und den gestürzten ehe-
maligen Premierminister Thaksin Shina-
watra) zu demonstrieren. Sie verlangten 
nicht nur den Rücktritt des Premiermi-
nisters der Demokratischen Partei, son-
dern auch den Rücktritt dreier Mitglieder 
des Privy Councils. Sie demonstrierten 
gar massiv vor der Residenz seines Vor-
sitzenden. Bis vor kurzem war dies völlig 
undenkbar, weil dieses Gremium direkt 
vom König zu seiner Beratung einge-
setzt wird. Monarchistische Kräfte inter-
pretierten dies prompt als den Versuch 
der Rothemden und Thaksins, die Mo-
narchie abzuschaffen. Nach der „Spren-
gung“ des ASEAN-Gipfels in Pattaya am 
11. April durch rote Demonstranten und 
massiven, teilweise in Straßenkämpfe 
ausartenden Demonstrationen in Bang-
kok wurden die Proteste der UDD nach 
der Verhängung des Notstandes am 14. 
April durch die Armee beendet.

Die fundamentale Spannung innerhalb 
der hybriden thailändischen Demokratie 
zwischen den ideologischen Überbleib-
seln der alten hierarchischen sozialen 
Ordnung, in der alle Macht im König 
konzentriert war, und den egalitären und 
liberalen Versprechungen einer funktio-
nal differenzierten (demokratischen) po-
litischen Ordnung bleibt ungelöst. Und 

dieser Konflikt hat durch die drängende 
Nachfolgefrage stark an Sprengkraft ge-
wonnen.
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